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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T

Landtag
15. Wahlperiode

Drucksache 15 /1445
(zu Drs. 15/1387)

01. 04. 03

Mitteilung des Senats vom 1. April 2003

Europäische Dimension der Gesundheitspolitik – Chancen und Risiken für Bre-
men

Die Fraktionen der SPD und der CDU haben unter Drucksache 15/1387 eine Gro-
ße Anfrage zu obigem Thema an den Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die Große Anfrage wie folgt:

1. Wie bewertet der Senat Bestrebungen der EU-Kommission, die Weiterentwick-
lung europäischer Gesundheitspolitik voranzutreiben und auf Transparenz und
die Vergleichbarkeit von europäischen Gesundheitssystemen hinzusteuern?

Die Bestrebungen der EU-Kommission und des Rates zur Weiterentwicklung einer
europäischen Gesundheitspolitik in Richtung Transparenz und Vergleichbarkeit
stellen aus Sicht des Senats eine in der Sache folgerichtige und angemessene Re-
aktion auf die Veränderungsprozesse in der Europäischen Gemeinschaft dar, die
im Wesentlichen aus der Realisierung des Binnenmarktes und der Währungsuni-
on, der zunehmenden Mobilität der Bürger und des wachsenden Einflusses der
Sozial-und Beschäftigungspolitik auf die nationalen Gesundheitssysteme und auf
die europäische Gesundheitspolitik resultieren. Auch die Rechtsprechung des Eu-
ropäischen Gerichtshofs (EuGH) der vergangenen Jahre zur grenzüberschreiten-
den Inanspruchnahme von Gesundheitsdienstleistungen hat den gesundheits-
politischen Handlungsbedarf auf EU-Ebene deutlich gemacht. Bestimmte Aspek-
te des Gesundheits- und Verbraucherschutzes lassen sich nur auf europäischer
Ebene lösen, wie die jüngste Vergangenheit wiederholt gezeigt hat.

Wegen der alleinigen Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für die gesundheitlichen
Versorgungssysteme sieht es der Senat dabei als Aufgabe der Europäischen Kom-
mission an, die Zusammenarbeit und den Erfahrungsaustausch der Mitglied-
staaten zu unterstützen. Das neue Aktionsprogramm der Europäischen Gemein-
schaft im Bereich der öffentlichen Gesundheit (2003 bis 2008) kann hierzu einen
wertvollen Beitrag leisten. Mit der Zusammenführung von bisher acht Einzelpro-
grammen zu einem sechsjährigen Aktionsprogramm wird die Entwicklung einer
gesundheitspolitischen Gemeinschaftsstrategie in enger Kooperation mit den für
die Gesundheitspolitik zuständigen Mitgliedstaaten fortgesetzt.

Der Senat begrüßt die  aktuelle auf der europäischen Ebene unter Beteiligung der
Mitgliedstaaten geführte Diskussion über die Zukunft des Gesundheitswesens
und der Altenpflege mit den Zielsetzungen, die Zugänglichkeit, die Qualität und
die langfristige Finanzierbarkeit zu sichern.  Aus Sicht des Senats stellen Erfah-
rungsaustausch, „best-practice-Vergleiche“ und die Zusammenarbeit der Mit-
gliedstaaten im Bereich des Gesundheitswesens für die  Weiterentwicklung und
die Konvergenz der nationalen Gesundheitssysteme wichtige und unverzichtbare
Instrumente dar. Sie können dazu beitragen, dass für die Bürgerinnen und Bürger
die europäische Idee auch durch eine europäische Gesundheitspolitik erfahrbarer
wird. Diese muss auf dem Grundsatz der Subsidiarität und auch der Pluralität der
historisch gewachsenen Systeme beruhen. Eine Harmonisierung der Gesund-
heitssysteme ist abzulehnen. Bei der Entwicklung und Verwendung von Ver-
gleichskriterien im Rahmen des Erfahrungsaustausches ist darauf zu achten,  dass
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diese aussagekräftig und systemneutral sind und die Handlungsspielräume der
Mitgliedstaaten für ihre Versorgungssysteme nicht einengen.

Die Freie Hansestadt Bremen hat in den Gremien des Bundesrats (vergl. Beschluss
des Bundesrates zur Mitteilung der Europäischen Gemeinschaften an den Rat, das
Europäische Parlament, den Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss
der Regionen über die Zukunft des Gesundheitswesens und der Altenpflege: Zu-
gänglichkeit, Qualität und langfristige Finanzierbarkeit sichern; 1. März 2002; BR-
Drucksache 53/02) und der Gesundheitsministerkonferenz (Grundlinien einer eu-
ropäischen Gesundheitspolitik; 75. GMK vom 20/21. Juni 2002) entsprechende
Positionen gemeinsam mit der großen Mehrheit der Länder aktiv vertreten und
tritt für eine „proaktive“ Begleitung des auf der europäischen Ebene geführten
Diskurses ein.

2. In welcher Form beabsichtigt der Senat, die von der Gesundheitsminister-
konferenz im Juni 2002 für die Länder eingeforderte „aktive Rolle“ bei der Gestal-
tung europäischer Gesundheitspolitik zu spielen?

Die Gesundheitsministerkonferenz hat  Initiativen bei der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit, der Gesundheitsberichterstattung und der Entwicklung von
Projekten zum grenzüberschreitenden Vergleich der Gesundheitssysteme als
wichtige Ansatzpunkte für eine stärkere Teilhabe bei der Gestaltung der
Gesundheitspolitik in Europa genannt. Dem neuen Aktionsprogramm der Ge-
meinschaften kommt hier eine zentrale Rolle zu.

Die Freie Hansestadt Bremen engagiert sich diesbezüglich gemeinsam mit den
anderen Ländern bei der Identifizierung und Festlegung von Aktionsfeldern und
der Planung und Koordinierung von entsprechenden Vorhaben aus den Ländern
im Rahmen von Arbeitsgremien der Gesundheitsministerkonferenz und über die
Vertretung des Landes Bremen in Brüssel, die in diese Gremienarbeit direkt ein-
gebunden ist und vor Ort eine Schnittstellenfunktion zur Europäischen Kommissi-
on und anderen Gremien wahrnimmt.  Über die allgemeine  Bekanntmachung des
Aktionsprogramms hinaus wurden z. B. potentielle hiesige Akteure über das Pro-
gramm und über den „Arbeitsplan 2003“ gezielt informiert.  Konkrete Aktivitäten
unter der Federführung oder unter Beteiligung von Institutionen aus Bremen oder
Bremerhaven zeichnen sich allerdings noch nicht ab bzw. sind dem Senat nicht
bekannt.

Darüber hinaus ist die Freie Hansestadt Bremen im Rahmen von Bundesrat,
Gesundheitsministerkonferenz und eines in Brüssel auf Mitinitiative von Bremen
gegründeten Arbeitskreises „Gesundheitspolitik“ der zuständigen Referentinnen
und Referenten der deutschen Ländervertretungen aktiv an den aktuellen Diskus-
sionen um die Weiterentwicklung der europäischen Gesundheitspolitik beteiligt.
Mit dem unter bremischer Leitung stehenden Arbeitskreis „Gesundheitspolitik“
wurde ein Forum geschaffen, das den Kontakt zu europäischen Institutionen
pflegt und intensiviert und ebenso wie das EU-Arbeitsgremium der Gesund-
heitsministerkonferenz den Dialog mit den relevanten Institutionen des Gesund-
heitswesen sucht und gestaltet.

Der Dialog über die Fragen der grenzüberschreitenden Versorgung, der Quali-
tätssicherung, der Patientenrechte, der Mobilität der Gesundheitsberufe und die
Ausgestaltung der offenen Methode der Koordinierung soll in der nächsten Zeit
gemeinsam mit dem Bund und den Beteiligten des Gesundheitswesens intensi-
viert werden.

Wegen der wachsenden Bedeutung der auf EU-Ebene forcierten Diskussion zu
verschiedenen, für das Land Bremen und die hiesigen Gesundheitsdienstleister
relevanten Themen, wie Referenzzentren der Spitzenmedizin, Wartelisten-
patienten, grenzüberschreitende Gesundheitsfürsorge etc., sieht der Senat die
Möglichkeit und Notwendigkeit, im Rahmen der o. g. Arbeitsgremien auf  Bun-
desebene und in Brüssel diese Prozesse in Zukunft verstärkt mitzugestalten. Die
im Frühjahr 2002 von dem Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und
Soziales und der Bevollmächtigten der Freien Hansestadt Bremen beim Bund, für
Europa und Entwicklungszusammenarbeit initiierte Verzahnung der Aktivitäten
der Brüsseler Vertretungen der Länder mit denen der Gesundheitsminister-
konferenz liefert einen wichtigen strukturellen Beitrag für diese zukünftige Ent-
wicklung.
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3. Wie beabsichtigt der Senat, die Akteure des Gesundheitswesens gemäß des
GMK-Beschlusses in diesen Prozess, insbesondere die Definition von Kriterien
und Standards, einzubeziehen?

Was den Prozess und insbesondere die Definition von Kriterien und Standards
(z. B. Qualitätsparameter) betrifft, bedarf es, wie an anderer Stelle erwähnt, in der
Tat eines breit geführten Dialoges zwischen Bund, Ländern/Regionen und allen
Beteiligten des Gesundheitswesens. Hierzu ist u. a. unter Beteiligung von Bund
und Ländern im Laufe dieses Jahres eine Veranstaltung auf nationaler Ebene zur
offenen Methode der Koordinierung  für die Akteure des Gesundheitswesens ge-
plant, die auch den bereits bestehenden Austausch intensivieren soll. Die Spitzen-
verbände des Gesundheitswesens haben sich schon seit längerem mit der Thema-
tik auseinandergesetzt und ihre Positionen auf verschiedenen Ebenen einge-
bracht. Dabei haben sie sich auch mit der Frage der Definition von Kriterien und
Standards auseinandergesetzt und ähnlich wie die Länder klare Anforderungen
an Kriterien, Qualitätsparameter etc. (vergl. Antwort zu Frage 1) gestellt. Nach
Einschätzung des Senats ist die Einbeziehung der Akteure des Gesundheitswe-
sens zum gegenwärtigen Zeitpunkt dem Stand der Diskussion angemessen.

4. Für welche Felder der Gesundheitspolitik hält der Senat grenzübergreifende
Kooperationen und Absprachen für besonders sinnvoll oder notwendig? Wie be-
wertet er eine mögliche Verstärkung des grenzübergreifenden Wettbewerbs der
Gesundheitssysteme, Gesundheitseinrichtungen und Leistungserbringer in der
EU? Welche Konsequenzen resultieren daraus im Land Bremen?

Ansatzpunkte für grenzübergreifende Kooperationen sieht der Senat bei der Qua-
litätssicherung, dem grenzüberschreitenden Vergleich von Leistungsanbietern
(„benchmarking“), der Weiterentwicklung der Patientenrechte, der qualitäts-
gesicherten Gesundheitsinformation und bei Gesundheitstelematikprojekten. Für
das Land Bremen vorrangig und für die hiesigen stationären Einrichtungen attrak-
tiv ist das Ziel, Wartelistenpatienten anderer EU-Länder oder auch EFTA-Länder
(wie Norwegen) für die Behandlung vor Ort zu gewinnen.

Wie in der Beantwortung der Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU vom 22. Ok-
tober 2002 (Drucksache 15/1293) ausgeführt, gibt es aktuelle Initiativen hiesiger
Krankenhäuser und der Krankenhausgesellschaft der Freien Hansestadt Bremen
(HBKG), Potentiale zur Behandlung ausländischer Patienten zu erschließen. Diese
Aktivitäten belegen auch den Einstieg in einen grenzüberschreitenden Wettbe-
werb der Anbieter von Gesundheitsdienstleistungen und damit die Notwendig-
keit, dass die hiesigen Anbieter durch Qualität und Wirtschaftlichkeit der Dienst-
leistung und durch ein kundenfreundliches Ambiente die genehmigenden Stellen
in den Entsende-Ländern und/oder die Patienten für eine Behandlung in Bremen
gewinnen können. Dies unterstreicht die Notwendigkeit der Fortentwicklung des
Qualitätsmanagements bzw. der Qualitätssicherung bei den hiesigen Einrichtun-
gen. Deren Dienstleistungsangebote für Wartelisten-Patienten müssen laut Urteil
des Europäischen Gerichtshofs zur grenzüberschreitenden stationären Versor-
gung hinreichend erprobt und anerkannt sein. Somit ist auch dieses Urteil als Ein-
stieg in einen Qualitätssicherungsprozess auf europäischer Ebene zu betrachten.
Für das Land Bremen bedeutet dies, dass sich die hiesigen Leistungsanbieter –
und dies gilt vorrangig für die Krankenhäuser – für den Wettbewerb um europäi-
sche Patienten im Rahmen der sich entwickelnden Qualitätssicherungsdiskussion
auf europäischer Ebene und im Kontext mit der Diskussion über Referenzzentren
weiter entwickeln und positionieren müssen. Weniger betroffen im Lande Bremen
sind der ambulante Bereich und die pflegerische Versorgung, denen bei der
grenzüberschreitenden und regional ausgerichteten Versorgung und Organisati-
on von gesundheitsrelevanten Fragen in grenznahen Bereichen (z. B. Euregios)
eine ebenfalls große Bedeutung zukommt.

5. Welche Schritte gedenkt der Senat zu unternehmen, um die Beschränkung der
Migrationsfreiheit, so wie sie im Entwurf für eine neue Anerkennungsrichtlinie
der beruflichen Qualifikation vorgesehen ist, zu verhindern?

Der Senat teilt die Einschätzung, dass der genannte Richtlinienentwurf zu Er-
schwerungen bei der Migration der betroffenen Berufsangehörigen führen würde,
wenn das funktionierende System der sektoralen Richtlinien abgeschafft würde.
Die Freie Hansestadt Bremen ist deshalb im Zuge der Beratungen des genannten
Richtlinienentwurfes im Bundesrat entsprechend initiativ geworden. Die Position
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der Freien Hansestadt Bremen findet sich in der umfassenden und kritischen Stel-
lungnahme des Bundesrates (Beschluss des Bundesrates vom 12. Juli 2002; BR-
Drucksache 280/02, siehe Anlage 1) zum Richtlinienentwurf wider.

Die Einwände des Bundesrats werden von der Bundesregierung (BMGS), nationa-
len Verbänden und anderen Mitgliedstaaten geteilt. Der Richtlinienentwurf  wird
derzeit noch in den Gremien der Europäischen Kommission beraten.

6. Wie kann aus Sicht des Senats die Zusammenarbeit der Länder und Regionen in
der Europäischen Union bei der Erkennung und Frühwarnung von Gesundheits-
gefahren grenzüberschreitend verbessert werden?

Der Senat vertritt die Auffassung, dass der Aufbau bzw. die Weiterenwicklung
eines gemeinschaftlichen Netzes für die epidemiologische Überwachung und
Kontrolle übertragbarer Krankheiten weiter vorangetrieben werden muss. Dem
geplanten Aufbau eines spezialisierten europäischen Zentrums für die Kontrolle
von Krankheiten kommt hierbei eine zentrale Rolle zu. Der Senat begrüßt, dass im
Rahmen des Aktionsprogramms im Bereich der öffentlichen Gesundheit (Arbeits-
planung 2003) die Weiterentwicklung des gemeinschaftlichen Netzes, insbeson-
dere eines Frühwarn- und Reaktionssystems, einen Aktionsschwerpunkt darstellt.
Als vorrangig werden dabei folgende Maßnahmen erkannt:

— Verbesserung der europäischen Reaktionsfähigkeit durch gemeinsame
Interventionsteams, abgestimmte Vorgehensweisen und Ausrüstungen.

— Verbesserung des Informatiksystems und die Verbindung mit anderen
Schnellwarn- und Frühwarnsystemen.

Weiterhin sollen im Rahmen des Programms Methoden und Strategien entwickelt
werden, mit deren Hilfe die Mitgliedstaaten und die Beitrittsländer sowie die Ge-
meinschaft insgesamt auf mögliche Gefährdungen durch terroristische Maßnah-
men (biologische und chemische Stoffe) vorbereitet werden sollen. Der Senat be-
grüßt diese Intentionen ausdrücklich.

Für den Bereich des bereits etablierten europäischen elektronischen Schnellwarn-
systems für Lebensmittel (RASF: Rapid Alert System Food), das im März 2002 um
den Bereich der Futtermittel erweitert wurde, besteht aus Sicht des Senats derzeit
kein Verbesserungsbedarf.

7. Hat der Senat Erkenntnisse darüber, dass im Zuge der Bestrebungen, die
Gesundheitspolitik in der EU stärker abzustimmen und zu vernetzen, die Zustän-
digkeiten der Bundesländer verändert werden könnten? Wenn ja,

a) welche Veränderungen zeichnen sich ab,

b) welche Auswirkungen hätte dies für die das Land Bremen sowie die Städte
Bremen und Bremerhaven?

Aus Sicht des Senats gibt es keine Anhaltspunkte dafür, dass sich die skizzierten
Entwicklungen auf EU-Ebene unmittelbar auf die Zuständigkeiten der Länder,
wie sie im Grundgesetz in Abgrenzung zum Bund verankert sind, auswirken wer-
den. Für den Erhalt des gesundheitspolitischen Handlungs- und Gestaltungs-
spielraums auf der Ebene der Länder/Regionen ist es – gerade im Sinne des Sub-
sidiaritätsprinzips und der Bürger – erforderlich, dass sich die Länder auch weiter-
hin aktiv („proaktiv“) in die Diskussion auf EU-Ebene einbringen, wie dies gerade
im Bereich der Gesundheitspolitik und der „Kompetenzfragen“ in den letzten
Jahren zunehmend geschehen ist.

Dabei hat die Diskussion um die Neuordnung der EU-Kompetenzen (Post-Nizza-
Prozess) gezeigt, dass aus Sicht der Länder im Grundsatz kein Änderungsbedarf
hinsichtlich der EU-Kompetenzen im Bereich der Gesundheitspolitik besteht. Als
wünschenswert wurde eine Bündelung aller gesundheitspolitisch relevanten
Kompetenzen in einem Titel genannt (vergl. Beschluss der 75. Gesund-
heitsministerkonferenz vom 20./21. Juni 2002, siehe Anlage 2).

Im Europäischen Konvent gibt es Stimmen für eine Kompetenzausweitung der
Union beim Gesundheitsschutz in den Bereichen: grenzüberschreitende Gesund-
heitsbedrohungen, übertragbare Krankheiten, Bioterrorismus und die Übernahme
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von WHO-Abkommen. Der Ausgang dieser Diskussion, die auch im Zusammen-
hang mit Artikel 35 (Gesundheitsschutz) der Charta der Grundrechte der EU zu
sehen ist, ist zwar noch offen, doch zeichnet sich im Konvent eine grundsätzliche
positive Haltung zu diesem Anliegen ab.

8. Welche Konsequenzen können sich nach Einschätzung des Senats aus einer
zunehmenden Abstimmung und Interaktion der Gesundheitspolitik innerhalb der
EU für

a) das bremische Gesundheitswesen insgesamt,

b) die Krankenkassen im Lande Bremen,

c) die Gesundheitseinrichtungen und Leistungserbringer in Bremen und Bre-
merhaven sowie

d) die Entwicklung der Gesundheitswirtschaft im Land Bremen

ergeben?

Eine Abstimmung und Interaktion der Gesundheitspolitik innerhalb der EU kann
sich wegen der alleinigen Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für die Gesundheits-
systeme und des Subsidiaritätsprinzips  zum heutigen Zeitpunkt nur  mittelbar auf
das bremische Gesundheitswesen und die genannten Akteure/Felder auswirken.
Der Bundesrat und auch die Spitzenorganisationen des Gesundheitswesens ha-
ben sich deutlich dagegen ausgesprochen, dass Indikatoren, Leitlinien, Standards
etc. auf der Ebene der EU festgesetzt und quasi zentralistisch in einem „top down“
Verfahren vorgegeben werden.

Dies würde geltendem EU-Recht und dem Subsidiaritätsprinzip zuwider laufen.
Allerdings können Leitlinien mit empfehlendem Charakter (vergl. Mamma-
screening) für die Meinungsbildung in Europa hilfreich sein.

Die angesprochene Abstimmung und Interaktion der Gesundheitspolitik auf EU-
Ebene, an der sich der Senat im Rahmen seiner Kompetenzen weiterhin aktiv be-
teiligen wird, wird hier als Diskurs der Mitgliedstaaten gemeinsam mit den Euro-
päischen Institutionen zur Stärkung der Konvergenz der Gesundheitssysteme auf
einem hohen Qualitätsniveau betrachtet. Dieser Prozess ist, wie an anderer Stelle
dargestellt, eine logische und zwingende Antwort auf die politischen und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen und die Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs. Deren mittelbare und unmittelbare Auswirkungen auf die in den
Unterpunkten angesprochenen Bereiche werden im Folgenden skizziert:

a) Die zunehmende Abstimmung und Interaktion der Gesundheitspolitik inner-
halb der EU kann nicht losgelöst von der nationalen gesundheitspolitischen Dis-
kussion betrachtet werden. Um im zunehmenden auch auf europäischer Ebene
bestehenden Wettbewerb um Kunden und qualifizierte Arbeitskräfte zu bestehen,
müssen sich das Bremische Gesundheitswesen und seine Akteure über Qualität
und Effizienz der Leistungen, Dienstleistungsorientierung, Spezialisierung,  Ko-
operationen und neue Angebote auch jenseits des Leistungskataloges der Kran-
kenversicherungen so positionieren, dass sie auch mittel- und langfristig wettbe-
werbsfähig bleiben und von den Möglichkeiten eines stärker marktorientierten
Gesundheitswesens profitieren können.

b) Im Rahmen der zunehmenden grenzüberschreitenden Versorgung ist vermut-
lich mit keinen oder nur geringen Auswirkungen auf die hiesigen Kassen zu rech-
nen, da vom Lande Bremen aus Leistungen ins Ausland (z. B. Niederlande, Polen,
Großbritannien) exportiert werden (siehe Frage c) und die Verrechnung dieser
Leistungen mit den jeweiligen Kostenträgern im Ausland erfolgt. Sollte es in Zu-
kunft auch zu einem nennenswerten Import von Leistungen bzw. Export von bre-
mischen Patienten kommen und zu einem Kauf von Leistungen im Ausland durch
die hiesigen Kassen, dann könnte sich dies bei den relativ kleinen Kassen zu ei-
nem Wettbewerbsnachteil entwickeln. Eine eindeutige Prognose lässt sich zum
jetzigen Zeitpunkt aber nicht treffen.

c) Von den Gesundheitsdienstleistern haben die hiesigen Krankenhäuser in den
letzten Jahren verschiedene Aktivitäten entwickelt, um Patienten aus den EU-
Mitgliedstaaten und dem sonstigen Ausland für die Behandlung in bremischen
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Häusern zu akquirieren. Aktuelle Initiativen insbesondere zur Vermittlung norwe-
gischer Patienten gehen von der Krankenhausgesellschaft der Freien Hansestadt
Bremen (HBKG) aus. Weitere Aktivitäten laufen über das Kuratorium zur Förde-
rung deutscher Medizin im Ausland e. V. Wegen vertiefender Informationen wird
auf die Beantwortung der Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU vom 22. Oktober
2002 verwiesen Die Entwicklung macht deutlich, dass die hiesigen Krankenhäu-
ser grenzüberschreitende Aktivitäten als Chance begreifen, um sich zusätzliche
Erlösmöglichkeiten zu erschließen. Dabei müssen sie sich nicht nur dem Wettbe-
werb um neue Kunden stellen, sondern wegen der sich abzeichnenden Personal-
engpässe in einzelnen Bereichen auch dem Wettbewerb um qualifizierte Arbeits-
kräfte. Dies dürfte künftig  auch den Bereich der Langzeitpflege betreffen. Hin-
sichtlich der Finanzierung von Investitionen setzt das KHG – insbesondere Bun-
desmittel – den Rahmen.

d) Die Entwicklung, Erprobung und Vermarktung von innovativen Produkten und
Dienstleistungen ist ein zentrales Anliegen der Gesundheitswirtschaft im Lande
Bremen zur Stärkung der Gesundheitswirtschaftsstandorte Bremen und Bremer-
haven. Insofern kann die hiesige Gesundheitswirtschaft von den skizzierten Ent-
wicklungen profitieren. So kann beispielsweise der Schwerpunkt Gesund-
heitstelematik durch die europäische „e-Health“-Strategie und deren Verzah-
nung mit dem gesundheitspolitischen Aktionsprogramm eine Stärkung erfahren.
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Anlage 1
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Anlage 2
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